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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Probst, Dr. Fuchs, Dr. Waigel, Pfeifer, 
Frau Benedix, Dr. Gölter, Hauser (Krefeld), Dr. Hornhues, Frau Hürland, Hussing, 
Dr.-Ing. Oldenstadt, Dr. Schäuble und Genossen 
- Drucksache 7/1859 - 

betr. Kosten der akademischen Selbstverwaltung an den Hochsdiulen 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit Schrei- 
ben vom 8. April 1974 - IV A 1 - 0104 - 6 - 16/74 die Kleine An- 
frage wie folgt beantwortet: 


1. Wie viele Sitzungen der akademischen Selbstverwaltung haben 
1973 an den deutschen Hochschulen stattgefunden, und wie viele 
Arbeitsstunden ~ aufgeschlüsselt nach Hochschulgruppen - haben 
diese Sitzungen in Anspruch genommen? 

2. Wie hoch waren die Kosten für die akademische Selbstverwal- 
tung 1973? 

a) Wie hoch waren die Materialausgaben? 

b) Welche Lohnkosten für hauptamtliche oder nebenamtliche 
Mitarbeiter entstanden? 

c) Wie hoch konnte der Arbeitsausfall für die wissenschaftlichen 
und nichLwissenschaftlichen Bediensteten der Universität 
durch die Teilnahme an den Sitzungen der Selbstverwaltung 
veranschlagt werden? 

d) Welche Kosten entstehen durch die studentische Beteiligung? 

3. Wie veränderte sich der finanzielle Aufwand für die akademi- 
sche Selbstverwaltung in den letzten zehn Jahren? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die zusätzliche Belastung von 
Hochschullehrern, Assistenten, Studenten und Vertretern des 
nichtwissenschaftlichen Personals durch die Aufgaben in der 
akademischen Selbstverwaltung und die Auswirkungen auf die 
Arbeitsleistung? 


Statistiken zu diesen Fragen liegen nach Kenntnis des Bundes- 
ministeriums für Bildung und Wissenschaft nicht vor. Die Bun- 
desregierung wird sich an die Ständige Konferenz der Kultus- 
minister wenden, um zu ermitteln, ob in einigen Ländern oder 
an einzelnen Hochschulen Statistiken vorliegen, die es erlauben 
würden, Anhaltspunkte für die Beantwortung der Fragen zu ge- 
winnen. Eine besondere statistische Erhebung durchzuführen, 
hält die Bundesregierung nicht nur aus Kosten- und Belastungs- 
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gründen für nicht angebracht. Statistische Angaben sollten nur 
dann erhoben werden, wenn die durch eine Erhebung mögliche 
Aussage dazu dienen könnte, durch entsprechende Maßnahmen 
Verbesserungen einzuleiten. Angesichts der sehr unterschied- 
lichen Struktur und Arbeitsweise der Hochschulen in der Bun- 
desrepublik Deutschland wäre das jedoch bei einer auf das Bun- 
desgebiet bezogenen Gesamtstatistik sicherlich nicht der Fall. 

In der Tendenz teilt die Bundesregierung die der Fragestellung 
offenbar zugrunde liegende Auffassung, daß in den vergangenen 
Jahren der Aufwand für die Selbstverwaltung gestiegen und in 
gewissen Bereichen, insbesondere für die Hochschullehrer, zu 
einer unangemessenen Belastung geworden ist (siehe zu 5.). 


5. Wie hat die Bundesregierung in ihrem Entwurf eines Hochschul- 
rahmengesetzes die zusätzlichen Belastungen der Hochschul- 
angehörigen berücksichtigt? 


Nach dem Regierungsentwurf eines Hochschulrahmengesetzes 
sollen Kollegialorgane der Hochschulen (§ 62 Abs. 2 des Ent- 
wurfs) ihre Beratungen und Entscheidungen künftig auf Angele- 
genheiten von grundsätzlicher Bedeutung beschränken. Soweit 
es die Art der Angelegenheiten zuläßt, sollen sie dem Vorsit- 
zenden oder Ausschüssen des Gremiums zur Erledigung zuge- 
wiesen werden. 

Diese Grundsätze werden in § 65 Abs. 4 des Entwurfs für den 
Fachbereichsvorstand in besonders starker Weise konkretisiert: 
Der Fachbereichsvorstand hat Organstellung. 

Mit diesen Regelungen, die u. a. Erkenntnisse in dem Bericht der 
Expertenkommission des Regierenden Bürgermeisters von Ber- 
lin zur Untersuchung der Auswirkungen des Berliner Universi- 
tätsgesetzes vom 15. Juli 1972 (Drucksache 6/586 des Abgeord- 
netenhauses von Berlin) auswerten, sollen Entlastungen der an 
der Selbstverwaltung beteiligten Hochschulmitglieder erreicht 
werden. 


6. Welche Kosten (analog zu Frage 2) würden nach dem Regie- 
rungsentwurf eines Hochschulrahmengesetzes voraussichtlich 
durch die Tätigkeit der akademischen Selbstverwaltungsgremien 
entstehen? 


Hinsichtlich des Aufwandes der Selbstverwaltung sollten ent- 
sprechend Ziffer 5 im Bundesgebiet insgesamt eher Einsparun- 
gen erzielt werden. Zu den Kosten im übrigen wird sich die Bun- 
desregierung noch äußern. 
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